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Rossmann: Verkehrsinvestitionen steigen 

(Berlin) Intelligente Verkehrsinvestitionen werden ange-

sichts des Verkehrswachstums immer wichtiger. Mit ei-

nem Masterplan Güterverkehr und Logistik setzt die 

Große Koalition in Berlin jetzt Akzente in der Verkehrs-

politik. Bis 2008 stehen hier über 1,8 Milliarden Euro 

bereit. Insgesamt sollen die Investitionen für Schienen, 

Straßen und Wasserwege für diese Legislaturperiode 

um 4,3 Milliarden Euro auf 10,9 Milliarden Euro jährlich 

angehoben werden. Dr. Ernst Dieter Rossmann, SPD-

Bundestagsabgeordneter für den Kreis Pinneberg: 

„Bund und Länder müssen jetzt in diesem Rahmen ü-

ber die Prioritäten verhandeln, welche Maßnahmen aus 

dem Bundesverkehrswegeplan mit diesem erweiterten 

Korridor realistisch in die Finanzierung hineinpassen.“ 

Für Schleswig-Holstein sieht der Abgeordnete hier beim 

Straßenbau die A 20, bei der Schiene die Strecke Ham-

burg-Lübeck und bei den Wasserstraßen den Nord-

Ostsee-Kanal als vorrangig. 
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Rossmann begrüßt auch die Zustimmung des Bundes-

rates zur künftigen Höhe der Regionalisierungsmittel, 

die der Bund den Ländern für den ÖPNV zur Verfügung 

stellt. Die Einsparungen des Bundes sind hierbei für die 

Jahre 2006 bis 2009 von ursprünglich 3,1 auf 1,8 Mil-

liarden zurückgefahren worden. Rossmann: „Nicht zu-

letzt durch den Einsatz der Länder, wie z.B. Schleswig-

Holstein, konnten hier bundesweit 1,3 Milliarden Euro 

gerettet werden. Diese stehen den Ländern für die Si-

cherung eines attraktiven Nahverkehrsangebotes im 

Vergleich zum ursprünglichen Entwurf zusätzlich zur 

Verfügung. Auch Schleswig-Holstein muss 40 Millionen 

Euro weniger einsparen als ursprünglich vorgesehen.“ 

Die Neuregelung der Regionalisierungsmittel war im 

Koalitionsvertrag der Bundesregierung vereinbart wor-

den. Dem hatten auch die Länder zugestimmt. Sie war 

notwendig, nicht nur weil der Bund unter enormem 

Sparzwang steht, sondern auch weil einige Länder bis-

her wenig transparent darstellen konnten, wie diese 

Mittel genau verwendet wurden. Dies konnte der Bund 

nicht akzeptieren. Rossmann: „Ich begrüße die Bereit-

schaft aller Länder, nun die Verwendung der Mittel von 

2002 bis 2005 offen zu legen, wie es Schleswig-

Holstein schon immer getan hat. Bund und Länder tra-

gen gemeinsam die Verantwortung für den ÖPNV. Jeder 

muss hier offen seinen Beitrag leisten.“ Der Bund stellt 

bis 2009 bundesweit fast 27 Milliarden Euro dafür zur 

Verfügung. Schleswig-Holstein bekommt 840 Millionen 

davon.  


